
Aktenzeichen: 3 AZR 216/88Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 27. Februar 1990- 3 AZR 216/88 -
I. Arbeitsgericht Urteil vorn 18. Februar 1986

München - 7 Ca 15.65/8? -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 4. November 1987

München - 5 (6) Sa 209/86 -
Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Ruhegeld und tarifliche Ausschlußfristen

Gesetz: TVG § 4 Ausschlußfristen; BetrAVG $ 1 Gleichbehandlung;
ZPO §§ 268, 565 a

Leitsatz:
Ansprüche auf Leistungen der betrieblichen Altersver­
sorgung unterliegen nur dann tariflichen Ausschlußfri­
sten, wenn sich dies eindeutig und unmißverständlich 
aus dem Tarifvertrag ergibt. Im Zweifel ist davon aus­
zugehen, daß die Tar^Vertragsparteien Versorgungungsan- 
spruche meinen tariflichen Ausschlußfristen unterwerfen.
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3 AZR 216/88 
5 (6) Sa 209/86 München
Verkündet am 
27. Februar 1990
Bittner, Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP •

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 27. Februar 1990 durch den
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Vorsitzenden Richter Dr. Heither, die Richter Schaub und 
Griebeling sowie die ehrenamtlichen Richter Zieglwalner und 
Matthiessen für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts München 
vom 4. November 1987 - 5 (6) Sa 209/86 - 
wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darum, ob aufgrund des Gleichbehand­
lungsgrundsatzes erwachsene Betriebsrentenansprüche der tarifli­
chen Verfallfrist unterliegen.

Der am 6. Februar 1918 geborene Kläger war vom 20. Juli 1970 
bis zum 28. Februar 1981 im Betrieb der Beklagten als Kraftfahr­
zeughandwerker beschäftigt. Seit dem 1. März 1981 bezieht er vor­
gezogenes Altersruhegeld aus der gesetzlichen Rentenversicherung.

Der Kläger hat zunächst behauptet, die Beklagte habe ihm
auf einem Sommerfest eine Betriebsrente zugesagt. Er hat im Wege 
der Stufenklage Auskunft über die Höhe der Zusage und Auszahlung
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verlangt. Das Arbeitsgericht München hat diese Klage abgewiesen, 
weil eine Zusage nicht erwiesen sei. Auf die Berufung des Klägers 
hat das Landesarbeitsgericht München mit Urteil vom 29. Februar 
1984 - 5 Sa 603/83 - die Beklagte zur Auskunftserteilung verur­
teilt. Es hat einen Anspruch aufgrund des Gleichbehandlungsgrund­
satzes angenommen. Wegen des Zahlungsanspruchs hat es die Sache 
an das Arbeitsgericht zurückverwiesen. Auf Vollstreckung des Aus­
kunftsanspruchs hat die Beklagte erklärt, sie schulde nichts.

Der Kläger hat behauptet, er habe sich die notwendigen In­
formationen über die betriebliche Altersversorgung von dritter 
Seite verschafft. Allen Arbeitnehmern, die zehn Jahre ehrlich und 
fleißig gearbeitet hätten, habe die Beklagte eine Betriebsrente 
von monatlich 150,—  DM zugesagt. Für die Zeit vom 1. März 1981 
bis zum 31* Dezember 1982 könne er mithin 3.300,-- DM verlangen.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, 3*300,—  DM nebst 
4 % Zinsen aus den seit dem 1. März 1981 fälli­
gen monatlichen Teilrenten in Höhe von je 
150,—  DM, fällig jeweils zum Monatsersten seit 
dem 1. März 1981 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
gerügt, der Kläger habe seine Klage durch den Austausch der An­
spruchsgrundlagen geändert. Der Kläger könne aber auch nach dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz keine Betriebsrente verlangen. Zumin­
dest einem Viertel ihrer Belegschaft habe sie kein Ruhegeld zuge­
sagt. Im übrigen seien Ansprüche nach § 21 Nr. 2 des Manteltarif­
vertrages für die Arbeitnehmer des Molkerei- und Käsereigewerbes
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in Bayern vom 29. September 1981 verfallen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage mit der Begründung abgewie­
sen, der Kläger habe in unzulässiger Weise die Klage geändert.
Auf die Berufung des Klägers hat das Landesarbeitsgericht der 
Klage stattgegeben. Hiergegen richtet sich die Revision der Be­
klagten .

E n t s c h e i  d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Der Kläger kann von der 
Beklagten für die Zeit vom 1. März 1981 bis zum 31. Dezember 1982 
eine monatliche Betriebsrente in Höhe von 150,-- DM verlangen.

1. Der Anspruch des Klägers folgt aus dem Gleichbehandlungs- 
grundsatz. Das Landesarbeitsgericht hat sowohl im Urteil vom 
29. Februar 1984 (5 Sa 603/83) als auch in der angegriffenen Ent­
scheidung festgestellt, daß die Beklagte allen ihren Arbeitneh­
mern Versorgung Zusage, wenn sie zehn Jahre in ihrem Betrieb ehr­
lich und fleißig arbeiteten. Diese Voraussetzungen habe der Klä­
ger erfüllt. Sachliche Gründe, den Kläger anders zu behandeln als 
die übrigen Arbeitnehmer, habe die Beklagte nicht. Diese Ausfüh­
rungen lassen einen Rechtsfehler nicht erkennen.

Soweit die Beklagte gegen die Feststellungen des Landesar­
beitsgerichts Verfahrensrügen erhebt, hat der Senat sie geprüft, 
aber nicht für begründet erachtet (§ 565 a Satz 1 ZPO). Nach 
§ 268 ZPO findet eine Anfechtung der Entscheidung nicht statt,
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wenn das Berufungsgericht die Klageänderung zugelassen hat. Die 
Tatsachen, mit denen die Beklagte eine unzureichende Aufklärung 
des Sachverhaltes und eine zu Unrecht unterbliebene Parteiverneh­
mung des Komplementärs rügen will, lagen nach ihrem eigenen Vor­
bringen allenfalls vor Erlaß des Urteils vom 29. Februar 1984 
vor. Auf den geltend gemachten Verfahrensfehlern kann das ange­
griffene Urteil nicht beruhen.

2. Dem Landesarbeitsgericht ist auch darin zuzustimmen, daß die 
Versorgungsansprüche des Klägers nicht infolge Ablaufs der tarif­
lichen Verfallfristen erloschen sind.

a) Nach § 21 MTV können Ansprüche aus unrichtiger Einstufung 
jeweils nur für einen bis zu sechs Monaten zurückliegenden Zeit­
raum geltend gemacht werden. Alle übrigen Ansprüche aus dem Ar­
beitsverhältnis sind innerhalb einer Ausschlußfrist von drei Mo­
naten nach Fälligkeit geltend zu machen. Von dieser Ausschluß­
frist werden die zwischen den tarifgebundenen Parteien bestehen­
den Versorgungsansprüche nicht erfaßt.

b) Die Ausschlußfrist bezieht sich nicht auf das Stammrecht der 
betrieblichen Altersversorgung. Das Stammrecht kennt keinen Fäl­
ligkeitszeitpunkt, so daß schon nach dem Wortlaut die Ausschluß­
klausel keine Anwendung finden kann. Der Senat ist auch bisher 
immer davon ausgegangen, daß Versorgungsstammrechte nicht von 
tariflichen Ausschlußfristen erfaßt werden (BAG Urteil vom
12. Januar 1974 - 3 AZR 114/73 - AP Nr. 5 zu § 242 BGB Ruhege- 
halt-VBL, zu III der Gründe; BAGE 43, 188, 197 = AP Nr. 1 zu § 1
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BetrAVG Zusatzversorgungskassen, zu II 1 der Gründe).

c) Dem Landesarbeitsgericht ist darin zuzustimmen, daß § 21 MTV 
auch nicht die monatlich fällig werdenden Rentenansprüche erfaßt. 
Ob eine tarifliche Verfallklausel auch die monatlich fällig wer­
denden Ruhegeldansprüche erfaßt, muß jeweils durch Auslegung er­
mittelt werden.

Nach dem Wortlaut von § 21 MTV sind Ansprüche wegen unrich­
tiger Eingruppierung längstens binnen sechs Monaten geltend zu 
machen und alle übrigen Ansprüche innerhalb von drei Monaten. Der 
Wortlaut läßt damit nicht erkennen, ob er sich auf solche Ansprü­
che aus dem Arbeitsverhältnis bezieht, die erst nach seiner Been­
digung fällig werden. Auch aus dem Gesamtzusammenhang des Tarif-

V

Vertrags sind insoweit keine sicheren Schlußfolgerungen zu zie­
hen. Soweit der Tarifvertrag Regelungen über die an Hinterbliebe­
ne zu zahlenden Übergangsgelder enthält, ist hieraus nichts für 
die Zahlung von Ruhegeldern zu entnehmen. Ebensowenig ist entge­
gen der Auffassung der Beklagten etwas daraus abzuleiten, daß die 
tarifliche Ausschlußklausel Sonderregelungen für die Fälle der 
fehlenden Abrechnung oder Stundungsvorschriften enthält.

Entscheidend kommt es deshalb auf den Zweck der tariflichen 
Ausschlußklausel an. Ausschlußklauseln haben den Zweck, im Ar­
beitsverhältnis fortwährend entstehende und zu erfüllende Ansprü­
che schnell erlöschen zu lassen. Nach Ablauf längerer Fristen ist 
im allgemeinen nicht mehr damit zu rechnen, daß eine Arbeitsver­
tragspartei noch auf abgeschlossene Vorgänge zurückkommt. Hinzu
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kommt, daß in aller Regel weit zurückliegende Umstände nicht mehr 
aufgeklärt werden können. Diese Zielsetzung trifft auf Ruhegeld­
ansprüche nicht zu. Die Entstehungsvoraussetzungen des Versor­
gungsanspruchs werden vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
gesetzt. Liegen diese einmal vor, so stehen auch die einzelnen 
Raten fest und unterliegen nur noch in beschränktem Umfang der 
Änderung. Es besteht daher kein Bedürfnis, diese Ruhegeldraten 
kurzfristig erlöschen zu lassen. Hinzu kommt, daß der ausgeschie­
dene Arbeitnehmer vom Informationsfluß im Betrieb abgeschnitten 
ist. Für ihn ist es ungleich schwieriger als für einen aktiven 
Arbeitnehmer, sich die erforderlichen Kenntnisse zur Wahrung sei­
ner Rechte zu verschaffen.

Der Senat ist daher in ständiger Rechtsprechung davon aus­
gegangen, daß eine tarifliche Ausschlußklausel sich nur dann auf 
Ruhegeldraten bezieht, wenn die Tarifvertragsparteien dies im 
Tarifvertrag deutlich zum Ausdruck bringen (vgl. dazu BAG Urteil 
vom 13. Juli 1978 - 3 AZR 278/77 - AP Nr. 4 zu § 1 BetrAVG Warte­
zeit; Urteil vom 29. November 1979 - 3 AZR 289/87 - AP Nr. 3 zu 
§ 242 BGB Ruhegehalt-Zusatzversorgung, zu II 1 der Gründe; BAGE 
39, 166, 173 = AP Nr. 1 zu § 1 BetrAVG Invaliditätsrente, zu 3 
der Gründe; Urteil vom 19. April 1983 - 3 AZR 4/81 - AP Nr. 6 zu 
§ 6 BetrAVG, zu II der Gründe; Urteil vom 18. Dezember 1984 
- 3 AZR 168/82 - AP Nr. 3 zu § 1 BetrAVG Zusatzversorgungskassen, 
zu 4 der Gründe; Urteil vom 19. Juli 1983 - 3 AZR 250/81 - BAGE 
43, 188, 197 ff. = AP Nr. 1 zu § 1 BetrAVG Zusatzversorgungskas- 
sen, zu II der Gründe; BAGE 42, 180, 186 ff. = AP Nr. 11 zu § 70 
BAT, zu II 2 der Gründe). Er hat Ausschlußklauseln bisher nicht
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auf Ruhegeldansprüche angewendet. Eine Ausnahme ist nur die Ent­
scheidung vom 19. Juli 1983 betreffend § 16 BRTV-Bau (aaO). Ob 
hieran überhaupt festzuhalten ist, bleibt offen. Die Entscheidung 
enthält eine Divergenz zu der vorausgegangenen Entscheidung vom 
19. April 1983 (aaO). Aus dem Manteltarifvertrag für die Arbeit­
nehmer des Molkerei- und Käsereigewerbes in Bayern ergeben sich 
jedenfalls keine Anhaltspunkte dafür, daß Ruhegeldraten von der 
Ausschlußklausel erfaßt werden sollten.

Dr. Heither Schaub Griebeling
Zieglwalner Matthiessen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	Urteil

	2

	3

	4

	5

	6

	6

	7

	8

	8




